 Willkommen zur Lage de Nation. Ausgabe Nummer 110 vom 14. September 2018 unter dem Mikrofonen begrüßen euch
 wie in jeder Woche Ulf Burmaier und für die Banse. Ganz herzlich willkommen. Wir machen zuerst
 ein klein technischen Hinweis. Ich komme hinter mir mal fragen mit was sollen wir eigentlich
 Podcast hören. Da gibt es natürlich jede Menge Apps. Eine App, die ihr nicht in Nutzen
 solltet, ist "Castbox". Genau. Also der Hinweis ist in der Tat begründet durch eine höhere
 Rinnanfrage. Da hat uns jemand gerade in den Kommentaren zur letzten Folge gefragt, was
 für den von "Castbox" halten. Es ist eine App, die allerdings für das Podcast-Ökosystem
 generell nicht so besonders gut ist. Und das liegt einfach daran, dass die quasi die Inhalte
 von den Podcastern laden und dann eigene Werbung davor packen. Da könnte man ja noch sagen,
 okay, das ist ein bisschen parasitär mit eigener Werbung Geld zu verdienen, damit wir
 damit würden sie ja die App finanzieren. Da könnte man noch sagen, es ist okay, aber das Problem
 ist halt, dass das uns auch Downloads kostet. Weil die das selber hohen. Genau. Weil die
 selber hohen und weil die auch die Audios irgendwie durchsuchbar machen. Also das hat schon
 technische Gründe, aber das Problem ist halt, das kostet für die Podcastern nicht nur für uns
 als Lage, sondern für alle Podcastern und Podcastern. Kostet das Downloads und damit
 sind dann, haben diese Podcast dann wiederum Problemen für eine fröhliche Sranking zu bekommen
 bei iTunes und natürlich kostet sie das, wenn sie Werbung schalten, auch Werbein. Weil Podcastbox
 ist nur einmal runterledet und wenn Leute das bei Podcastbox sich anderen dann spielen die
 das selber aus und diese Downloads schlagen bei uns nicht mehr auf. Genau. Wir ziehen
 da auch nichts davon. Das muss man immer wissen. Also natürlich denkt man, wenn man
 irgendwie bei Podcastbox jetzt Werbung hört, die Lage hat da irgendwie Anteil daran.
 Nee, der Podcast stets sich, steckt sich das Geld ein und wir haben da keinen Zendfrag.
 Das ist insgesamt ein Problem. Also Radio.dee macht das auch. iTunes Radio macht das auch.
 Das ist so ein bisschen ein echt zwielichtiges Modell. Wenn ihr auf iOS auf Apple gerät
 einen anderen Player sucht als den, der vorinstalliert ist, einen anderen Kleinen, dann
 vielleicht Overcast. Den können wir sehr empfehlen. Genau Android gibt es auch eine ganzen
 sackvoll guter Apps-Antenne-Port. Wir kennen es da nicht so aus. Antenne-Port ist immer
 einer, der so ganz gut aussieht. Werbung. Wenn ich mir etwas zum Anziehen kaufe, dann darf
 das nicht ewig dauern und wenn ich bei einem Anbieter auch noch alles finde, was ich brauche,
 womöglich noch in einem zeitgemäßen Onlineshop, dann könnten wir Freunde werden. Und
 tatsächlich bei Wahlbush.de gibt es für jeden Anlass das richtige Outfit egal, ob für
 eine Hochzeit, fürs Büro, für die Freizeit, ob es ein Hemd sein soll, ein Sacko, ein
 Jeans oder mal einen Anzug. Wahlbush bietet Kleidung in Topqualität. Die ist sogar so
 top, dass es auf alles fünf Jahre gerantie gibt, ohne wenn und aber fünf Jahre. Und wenn
 ihr bei eurem Einkauf bis zum 31.10.12. die Ziffer 2 eingebt als Kot auf Wahlbush.de
 dann gibt es 20 Prozentrapat. Wir danken Wahlbush für die Unterstützung der Lage der Nation.
 Werbung. Und das erste Thema in dieser Woche ist die sogenannte Generalaussprache im Bundestag.
 Genau. Und wir haben uns die angeguckt mit dem Aspekt, wie geht man denn eigentlich als
 Demokrat oder als Demokratin mit der AfD oben. Aber bevor wir da einsteigen, quasi so zweiter
 setze zum Hintergrund. Wie gesagt, die Generalaussprache im Bundestag zum Haushalt. Und die
 hat traditionell die Funktion, dass man eben nicht nur über Geld redet, da eigentlich sogar
 weniger über Geld. Worüber man da redet ist, so eine generelle Bewertung der Politik der
 Bundesregierung. Also die Haushaltsberatung sind traditionell anlass, manche sagen auch für
 eine general abrechnung. Also die politischen Prioritäten, die die Bundesregierung setzt werden,
 quasi aus Anlass der Beratung des Haushalts im Bundestag mal so ganz grundsätzlich diskutiert.
 Und das ist natürlich auch immer eine schöne Gelegenheit, um so generell mal seine politischen
 Positionen, Standpunkte, Prioritäten deutlich zu machen. Und in dieser Woche hat besondere Aufmixamkeit
 gefunden, eine Rede von Johannes Kars von der SPD-Fraktion zu einen wegen dessen, was er gesagt hat. Aber
 vor allem auch deswegen, was quasi aus Anlass dieser Rede geschehen ist. Und wir hören dann jetzt
 einfach mal rein, was der Johannes Kars sozusagen gesagt hat. Und wurde dann unterbrochen. Und das
 haben wir uns machen. Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage? Von dem Problem.
 Von rechtsreitalien Brauchkeinten. Danke.
 So heißt also, wenn Sie sich das immergebnis ankarten, wie ist das mit den getroffenen?
 Das merkt man doch, rechtsreibigale können spalten, sie können Hassen, sie können an den Hass
 ablehren. Und wenn Sie dann selber einmal angesprochen werden, dann reagieren Sie genauso,
 weil Sie wissen, dass es stimmt. Schauen Sie in den Spiegel. Dann sehen Sie, was diese
 Republik in dem 20er und 30er des Elen geführt hat.
 Da hat es natürlich dann auch noch eine ganze Menge reden. Gibt es mal eine ziemlich erhitzte Debatte?
 Ja, Martin Schulz ist auch wieder quasi aufgewacht. Martin Schulz hat, ich glaube es war ein paar Minuten
 vor dem Ausschnichen, wie jetzt gehört haben, die AfD auch schon scharf angegriffen. Also
 hat es ein bisschen das Gefühl, Chemnitz war so ein Weckruf. Also jedenfalls in der SPD-Fraktion
 scheinen einige Leute jetzt auf den Gedanken gekommen zu sein, dass man sich da deutlich abgrenzen
 muss. Wirklich interessant verabert die Reaktion der AfD-Philip. Ja, die sind dann nach
 einigen Minuten aus dem Saal gegangen. Ja, aber das war so lustig, an sich anzuschauen. Also
 das war diese Situation. Nach dem Moment, wo Johannes K. sagt, inzwischen fragen, von rechtsreitalien
 brauche ich nicht. Da sitzen die da erst ein bis zwei Minuten gucken auf ihre Handys, gucken sich
 fragen an, die Leute von der AfD, wissen offensichtlich nicht, was sie tun müssen. Offen vermutlich
 mussten sie erst ihre Propaganda-Brigade fragen, wie sie jetzt mit diesem Moment umgehen sollen.
 Und dann irgendwann sind sie auf den Triller gekommen, man könnte doch schön mal wieder den Opfermütorskultivieren,
 funktioniert ja meistens. Und dann verlässt man also nach ein, zwei Minuten in den vollstrichen
 spontanen Saal. Ja, nach ein, zwei Minuten fällt ein, fällt ihnen ein, ah, wir könnten empört
 sein. Wir könnten verletzt sein. Wir könnten aus dem Saal laufen. Und dann tun sie das auch,
 das aller schönste ist irgendeine Dame von der AfD, irgendwie so im Kostümchen mit Blondem
 Ponny. Ich glaube, es könnte alles weiter gewesen sein. Ja, es geht dann also von ihrem Platz,
 geht so zwei, drei Meter und dann stammt sie mit ihrem Stiefel, lettchen so ein bisschen auf,
 so sieht es ein bisschen aus wie wenn einer die lustigen Taschenbücher kennt von Walt Disney, ja,
 wie Gundel Gaukelei, diese, diese Hexe, schtritt sie dann mit ihrem Stiefelchen auf und es ist also
 so eine, so eine völlig lächerliche Inszenierung, weil es wie gesagt, wenn man das spende das spontan
 gemacht hätte, ja, ich habe noch gesagt, d'accord, aber wir sind ein, zwei Minuten. Lassen sie sich
 offensichtlich von irgendwelchen PR-Beratern sagen, wie sie jetzt am besten reagieren, sondern ein Fest.
 Genau, interessant, weil natürlich diese Debatte im Bundestag auch, weil sie natürlich wieder die
 Frage aufgeworfen hat, wie sollen die demokratischen Parteien eigentlich mit der AfD im Bundestag umgehen.
 So und hier bei der Debatte war ein, finde ich, ein bisschen nicht völlig neue Strategie,
 aber schon eine etwas konsistentere Strategie zu erkennen, ja, wir hatten ja auch schon andere
 reden, die sehr, so mal mal sich aggressiv und ausgrenzt mit der AfD beschäftigt haben, aber diesmal
 war schon die Strategie zu erkennen, nicht nur von ein oder zwei Rednern, sondern von allen eben die
 AfD auszugrenzen und sie als Rechtsradikale zu benennen. Ganz genau und da muss ich sagen, ich habe
 richtig aufgehart mit, als ich das gesehen habe, ich habe mich so gefreut, dass jetzt endlich damals
 klare Kante gezeigt wird. Wie gesagt, Bislang haben die anderen, die demokratischen Parteien nach meiner
 Beine doch relativ unsicher reagiert. Also von einem von Seiten der Union habe ich das häufig als
 Fischi waschiv wahrgenommen. Also organisatorisch gibt es noch eine weitgehend klare Abgrenzung. Also die Union
 schließt Bislang, jedenfalls noch Koalition mit der AfD aus, was dann auf der Landtagswahl in Sachsen
 sein wird. Nächstes Jahr werden wir sehen. Bislang gibt es keine Koalitionen. Okay, in Sachsen-Anhalt haben
 sich schon mal gemeinsam Anträge mit der AfD beschlossen. Ginge auch im Linksextremismus.
 Da gibt es zwar nicht in Sachsen-Anhalt, wie wir letzte Woche gesehen haben oder jedenfalls nicht in relevantem
 Ausmaß. Aber man kann ja immer mal schön irgendwelche Anträge dagegen beschließen, so irgendwie freut sich
 die eigene Galerie. Anyway, aber jedenfalls organisatorisch haben sie bislang sich noch halbwegs abgegrenzt,
 nur inhaltlich. Gibt es bei der Union einfach ein riesen Problem oder insbesondere durch bei der CSU,
 aber per Ziell auch bei der CDU nämlich so eine maximaimögliche Annehrung an die AfD. Man
 verswill natürlich nicht selber rechtsradikal rüber kommen, aber man versucht ihn irgendwie das Wasser
 abzugraben, indem man sich insbesondere in der Migrationsdebatte heranrobt. So eine totale Wische-Wasche-Strategie
 möglichst nah ran, um den das Wasser abzugraben. Man redet ständig vom Problem Migration,
 aus Sehufahr und ist ja auch gerade bei seiner rhetorischen Aufrüstung in Teilen kaum noch
 zu unterscheiden von AfD-Leuten. Und das funktioniert halt an. Wie ja die Kötung hat da halt
 bekommen. In die Umfragen jetzt für Bayern sehen die CSU glaube ich bei 37 pro Nähbar 35%
 die Grünen bei 17 und die AfD in Bayern bei 11% die SPD auch bei 11. Also vor allen Dingen für die CSU
 in Bayern ist das natürlich 35% also das ist näher bei 0 als gefühlt. Aus Sicht der CSU ist das
 NATO der LIS. Also das ist wirklich für die ziemlich dieser Strös und das nach dieser ganzen
 verbalen inhaltlichen Randschleimerei an die AfD. Also die Queitung bekommen sie da. Aber auch die
 SPD ist ja teilweise inhaltlich drauf. Absolut. Muss man deutlich sagen auch die SPD. Gut, ich meine
 man hat sich jetzt nicht ganz so krass einer Migrationskritischen oder gar im menschenfeierlichen Rhetorik
 bedient wie das in Teilen bei der CSU der Fall war. Also das sicher nicht. Aber auch die SPD
 fällt auf das Ergänder setzen oder viel sagen. Aber auf das Ergänder setzen der AfD auf die auf diese
 Themenbestimmung durch die AfD. Es ist viel zu lange drauf rein. In den letzten zwei Wochen habe ich
 das Gefühl versucht insbesondere Katerin Herr Bale als Bundesministerin der Justiz und für
 Verbraucherschutz eigener Akzent derzusetzen. Stichwort Abmanung, Stichwort, Mietpreis, Bremse und jetzt
 aus Hessen kommt die Initiative für einen Einfrieren der Mieten. Also jetzt in letzten zwei, vielleicht
 drei Wochen scheint die SPD zu versuchen, eigene Themen zu setzen die eben mal nichts mit Migrations zu tun haben.
 Aber bis lang war es auch bei der SPD schwierig mit der harten Abgrenzung von der AfD und das
 fängt wie man sieht das funktioniert einfach nicht. Wenn man auf diesen AfD zug irgendwie mitfährt, wenn auch
 teilweise mit kritischer Tendenz dann macht man die AfD stark im Grunde egal was man dazu zu sagen.
 Und jetzt die Frage fehlt, würde es zu sagen ist Chemnitz ein Wendepunkt?
 Ja ich weiß nicht. Also Chemnitz hat natürlich noch mal viel in Bewegunggesetz, ob setzherrtsjaken waren oder nicht herzjaken.
 Aber was denke ich klar ist, dass die AfD sich dort gemein gemacht hat mit Rechtsradikalen.
 Und wir hatten Nazis zusammen auf die Straße geganges. Kürten war ja auch wieder so ein Beispiel, ja wir
 jetzt gar nicht hier drin stehen. Aber wo nach dem Tod eines Deutschen auf einem Spielplatz
 dessen Ursache dieser Tod war halt akutes Herzversagen. Ja es gab ein Streit, aber Tod, Todesursache war
 akutes Herzversagen, ob die dann in welchem Zusammenhang immer mit diesen Streit mit den beiden Asylbewerbern stand,
 ist offen. Jedenfalls hat es einen Trauermasch gegeben und auch da waren harte Rechtsradikale aus dem
 ganzen Bundesgebiet angereist. Auch die AfD war dabei. Also Kürten und Chemnitz haben glaube ich
 insofern ein Wendepunkt markiert als das eben offensichtlich, wo der AfD zumindest kein Problem damit
 hat sich seit anseit meldharten organisierten Rechtsradikalen auf die Straße zu begeben. So und da gibt es ein
 Zitat, was ich aus der Zeit raus kopiert habe, finde ich was, diese Argumentative muss dann nochmal
 deutlich macht, an dem man sich denke ich abarbeiten muss. Wir haben das in den letzten Lager schon gemacht und jetzt auch
 hier nochmal und die Zeit schreibt, wer wie Alexander Gauland eine Zitat friedliche Revolution gegen das
 Zitat System Merkel fordert, setzt mit seiner Wortwahl nicht nur die gewilde Bundesregierung mit der
 SED-Diktatur eins gleich, erstellt sich trotz aller Beteuerung, dass er keinen Umsturz der grundgesetzlichen
 garantierten Ordnung wolle, gegen die Verwassung, den Revolution ist verfassungsbruch, sonst spricht man
 von Reformsitalende. Und da würde ich sagen, dieses Argumentative muss da ist immer das gleiche. Es wird
 vorangestellt eine Behauptung. Wir sind Kane Nazis, wir sind nicht gegen die Verfassung, wir sind für die
 gesetzliche Ordnung, dann kommen aber Forderungen und Taten, die mit dieser Behauptung nicht in Einklang stehen, sondern sie
 stehen im Widerspruch zu dieser Behauptung. Und dann, wenn das da hat, ein Widerspruch gibt an der Stelle, dann wird
 zurückgerudet, dann wird das alles gar nicht ganz so gemeint und dann hat man das irgendwie anders gemeint.
 Dieses muss da das greifen wir nämlich gleich an auf. Deswegen merkt Posten, diese gezielte
 Provokation, diese gezielte Grenzüberschreitung, diese Verschiebung der Grenzen des demokratischen Diskurses,
 um dann hinterher zu sagen, na na na, alles gar nicht ganz im Moment. Das ist ein Wichtreif-Motor. Das greifen wir
 gleich nochmal auf, dann am anderen, in dem nächsten Kapitel, bevor wir da hinkommen, aber noch ein Auto. Ganz genau,
 also ich wollte nur noch ganz kurz diesen Punkt ein bisschen zusammenfassen. Also ich jedenfalls habe
 diese Bundestagsdebatte mit diesen sehr klaren Positionionen gegen die AfD, mit diesem Mimi, wie sie da aus
 einem Salwandern, dann habe das als große Erfrischung wahrgenommen. Ich habe wirklich das Gefühl,
 käme jetzt mal insofern ein Wendepunkt als die AfD noch mal deutlicher, als das herausgestellt hat,
 was sie ist, eine jedenfalls in Teilen verfassungsfeindliche Partei, eine Partei, die mit den Werten unseres
 Grundgesetzes jedenfalls überhaupt gar nichts zu tun hat. Bei mir muss natürlich Menschen, die quasi
 von der AfD vertreten fühlt, abholen, aber man muss sie überhaupt nicht entgegenkommen mit ihren
 ausländerfeindlichen Parolen. Die Ausländer sind nicht das Problem, bei uns im Land. Man muss
 sie in andere Angebote machen. Wie gesagt, die SPD fängt vorsichtig damit an. Bei den Grünen gibt's das
 ja auch schon länger, bei den Linken natürlich auch. Also wenn man mal schauen, wie das weiterlaucht, aber jedenfalls
 dieses konsequente, organiseratorische und inhaltliche Ausgrenzen der AfD, das fängt jetzt vielleicht doch
 mal an Platz zu greifen. Und ich finde das unglaublich positiv, unglaublich viel versprechen, wenn man damit
 jetzt endlich mal anfängt. Ich bin halt das auf Twitter schon formuliert. Da kam dann die Tese, na, hat
 ja, bis lange wunderbar funktioniert. Nein, es hat eben nicht funktioniert, weil man sie eben nicht
 ausgegrenzt hat. Wir haben es eben versucht, deutlich zu machen. Insofern schauen wir mal. Zum Schluss noch
 der von zum Blog AfD, der von Philipp versprochener U-Tun, der stammt aus dem Berliner Parlament,
 dem Berliner Abgeordnetenhaus, Michael Müller, der regierende Bürgermeister, hat da eine Erklärung
 abgegeben und hat zu längsten paar Sätze gesagt, so Geschichte des Abgeordnetenhauses, also des Gebäudes,
 wie das von den Nazis pervertiert worden ist, für ihre Zwecke benutzt worden ist und dann sagt
 er folgendes und das fand ich persönlich sehr anrucksvoll. Man hat dann, da man tern, ich glaube, diese
 Geschichte macht diesen Saal so besonders und sie verpflichtet uns eben. Die verpflichtet uns
 hinzukucken. Niemand darf mehr weg gucken, wenn Parolen gegrült werden, wenn der Hitler groß gezeigt wird,
 wenn es Nazis im Bohl gezeigt werden, meine Damen und Herren, dagegen gibt es Gesetze und wir müssen
 und wir werden sie durchsetzen. Wir sind es den Menschen schuldig, die Gelitten haben unter Nazis.
 Wir sind es den Jürgen und Juten schuldig, meine Damen und Herren.
 Und Herr Pastor Ski, Sie können ja erzählen, was Sie wollen und noch so freundlich auftreten und
 appellere formulieren. Das ist eben an dieser Stelle und Sie hat bewusst so formuliert, weil
 ich wusste, was kommt. Niemand aus Ihrer Fraktion geklatscht hat. Das zeigt wissen,
 geist es, können Sie sind und Ihrer Fraktion. Das zeigt das.
 Also Pastor Ski ist der Vorsitzende der Efter-Dietfraktion im Bergen-Halland.
 Das muss sich überlegen, die AfD als einzige Fraktion klatscht nicht, wenn jemand aufruft, einfach nur
 zum Bewusstsein, der Geschichte des Gebäudes und der Gefahren des Verschismus. Also das fand
 ich schon sehr interessant. Gut, kommen wir zum versprochenen nächsten Blog.
 Nächsten Blog. Und zwar, wir hatten das letzte Woche ja schon angesprochen, es geht um den
 Chef des Bundesamts für Verfassungsschutz, Hans Georg Maasen. Ein Problember. Ein Problember.
 Und man dachte erst nach dem Interview, was wir letzte Woche schon angesprochen haben,
 in der Bildzeitung, okay, das ist ja schon dicker Klopper. Aber diese Woche kam es dann noch dicker
 und wir sind eigentlich der Meinung, dass er nicht mehr haltbar ist. Aber der Reihe nach, er hatte
 ja in der Bildzeitung dieses Interview gegeben, indem das Kernsitat war, nach meiner vorsichtigen
 Bewertung sprechen gute Gründe dafür, dass es sich um eine gezielte Falschinformation handelt,
 um möglicherweise die Öffentlichkeit von dem Mord-In-Chamlets abzulenken. Das hat der Bildzeitung
 gesagt mit Bezug auf dieses Video über das viele gesprochen haben wir auch, wo halt gefilmt
 wurde, wie Menschen einen anderen Menschen jagen. Und der offen der Kenber, also irgendwie Migrations-Dagogik.
 Anders auch. Genau. Und also der typische Klischee-Deutsche und er spricht Maasen hier dann auch
 noch von Mord, wo der Haftbefehl auf Tootschlag ausgestellt war, wo völlig unklar ist, ob es wirklich
 Mord war. Aber im Kern ging es halt um diese Frage, dass im Vorgeworfen wurde, ohne Belege, ohne
 jeglichen Hinweis, zweife aufs Zusehen, was die Echter dieses Videos angenommen. Genau. Also Maasen sagt,
 es ist aus seiner Sicht sprechen gute Gründe dafür, dass sich um eine gezielte Falschinformation
 handelt und wenn man ehrlich ist, ist genau das die Falschinformation. Denn es spricht überhaupt nichts dafür,
 dass dieses Video falsch ist. Und dann hat sollte ein Bericht vorlegen, hat der in Ministerin
 Aufgeforder an Bericht zufolgen, das zu begründen, dieser Bericht wurde vorgelegt und statt
 irgendwie jetzt, sammermal, verfasst, eine Belege, Recherchen dafür zu liefern, warum dieses Video
 irgendwie falsch sein soll. Wie ist das denn? Also diese Einschätzung, wie ist das denn? Woher das kommt?
 Das ist eine steile Tese und man muss sich das erklären. Das ist eine steile Tese, die nicht
 irgendwer vertritt, sondern das ist genau die steile Tese, die in rechtsradikalen Kreisen natürlich
 die Runde macht. Nach dem oder hier Fake News, die Lügenpresse zeigt hier wieder irgendwelche
 große Videos. So, und er bildet den Futter. Einer der höchsten Repräsentanten des Staates liefert
 diesen Verschwörungstheorien Futter ohne jeden Beleg. Und das als Chef eines Nachrichtendienstes,
 das muss man sich mal überlegen, der Chef eines Nachrichtendienstes als Fake News-Schleuder,
 kann er gehen. Er untergräbt die Glaubwürdigkeit der Medien, der Verfassungsrechtlichen Organe,
 der demokratischen Organen. Der Bundeskanzlerin, hier dieses Video für authentisch erklärt hat,
 also man, man kann das gerne untergraben, aber dann muss man irgendwie Belege dafür haben. Und selbst,
 wenn er Belege hätte, hätte er natürlich erstmal Angela Merkel intern informieren müssen.
 Ich meine, sein Job ist natürlich die Bundeskanzlerin, intern zu informieren und eine Einschätzung zu
 liefern und nicht über die Bildzeitung Politik zu machen. Und die DPA hat eine völlig klare Bewertung zu
 dem Bericht, wie gesagt, im Maßnahmen sich damit ein Bericht eines Innenministerium mit einem
 Bundestagsgremium versucht irgendwie rauszureden. Dazu sagt die DPA, deutsche Pressagentur, genau.
 Verfassungsschutzpräsident Maßen begründet, um strittene Äußerungen zu fremdenfeindlichen
 Vorgängen in Chemnitz mit Sorge vor einer Desinformationskampagne. Mit einer Worten, er hat Angst,
 dass eine Desinformationskampagne aufgebaut wird und um diese Sorge irgendwie zu der Sträuen
 stalle der selbe eine. Also da weiß man euch mehr, was man sagen soll. Was hat Flagstine
 getötet? Flagstine, Herr Kollege aus dem Hauptstadtschute des Deutschlandfungs, Deutschlandradio,
 findet klare Worte. Peinlich, dieser Ausrede würde man einem zehnjährigen nicht durchgehen lassen.
 Maßen hat die Authentizität bezweifelt, ohne dass etwas diese Annahme gestützt hätte offenbar,
 auch ohne dass das Bundesamtververfassungsschutz eigene Erkenntnisse hatte. Das ist in Farm unverschämt,
 unwürdig, unanständig. Harte Worte. Vielen Dank, kann man da nicht sagen. Und da dachte man,
 schon jetzt könnte es möglicherweise um Herrn Maßen endlich mal geschehen sein. Der Mann hat ja schon
 eine finzere Geschichte, kommen wir gleich zu. Das war aber nicht der Fall. Also trotz dieser
 Geschichten, trotz dieser, also wirklich nur noch als Skurril zu bezeichnen, denn Erklärung in
 den Bericht an das Innenministerium und einem entsprechenden mündlichen Bericht im parlamentarischen Kontrollgremium hat sich
 unser Bundesminister für Inneres und Heimat, Horst Seehofer, zunächst mal hinter Ihnen gestellt.
 Und Merkel kann, glaube ich, maßen nicht direkt einlassen, sondern sie müsste dann Seehofer mitentlassen.
 Das ist ein bisschen schwierig. Also vormal der Dienst vorgesehen ist eben Horst Seehofer. Nur
 Horst Seehofer kann unmittelbar den Chef des Bundesamtswürfers Schutz entlassen. Die Frage ist halt,
 wie würde sich Seehofer verhalten, wenn er von Angela Merkel ultimativ aufgefordert würde, seinen Spitzen
 bei Amten rauszuschmeißen. Aber jedenfalls zunächst mal hat Horst Seehofer den Fall Maßen quasi auch
 zu seinem Problem gemacht, indem er sich nämlich ausdrücklich hinter Ihnen gestellt hat. Also dann
 kam neue Probleme zu. Dann berichtet das A.D. Magatin Kontraste das Maßen zahlen aus dem Geheimen
 Haushalt des Bundesamtswürfers Schutz an die AfD-Fraktion, an der AfD-Fraktion weiter gerecht hat. Also konkret,
 ja, Maßen soll, sagt, Kontraste, hat dem AfD-Bundestaktsfraktionen an Informationen, den Verfassungsschutz
 bericht 2017 bereits Wochen vor, dessen Veröffentlichung zur Verfügung gestellt gegenüber Kontraste.
 Das ist eine Probleme. Wir müssen ein bisschen vor, die es ja auch verständlich wird. Also wir haben
 eben eine Anmoderation gesagt, zahlen aus dem Haushalt. Das ist der eine Vorwurf und der zweite Vorwurf
 ist Reformation aus dem Verfassungsschutzbericht 2017. Das heißt, der Maßen geht hin und plaudert
 gegenüber einem AfD-Politiker Dienstgeheimnis. Also, und sehr bestätigt das. AfD-Politiker Stefan Brandner
 sagt, Maßen habe ihm laut Kontraste bei einem persönlichen Treffen am 13. Juni dieses Jahres zahlen
 aus dem Verfassungsschutzbericht genannt, der noch nicht veröffentlicht gewesen sei. Zitat, wir haben uns
 da über verschiedene Zahlen unterhalten, die da drinstehen, sagte Brandner. Das Gespräch dauerte
 etwa eine Stunde, der bericht erschien erst fünf Wochen später. Dabei sei es bei diesem Gespräch,
 um die Zahl islamistischer Gefährder und den Haushalt des Verfassungsschutzes gegangen so
 AfD-Politiker Brandner. Genau. Und jetzt muss man, wie gesagt, jetzt muss man, ich glaube,
 man sind zwei Punkte zum Eingings, um den Inhalt des Verfassungsschutzberichts. Und da plaudert der
 Mann eben aus, wieder eben so bestimmte Erkenntnisse zum Thema islamistische Gefährder waren. Und das ist
 natürlich eine Munitionierung. Islamistische Gefährder ausplaudern an die AfD ist natürlich offensichtlich
 so eine Art politische Munitionslieferung. Da hatte die AfD eben fünf Wochen Vorlaufzeit vor der
 Veröffentlichung dieses Verfassungsschutzberichts, um sich irgendein Spin zu überlegen, wie sie aus den Zahlen
 des Verfassungsschutzes irgendeine fremdenfaltliche Tese machen. So. Das ist schon mal der eine, der eines
 Gandalf ist hier, das quasi der Bundesamt, der Präsident des Bundesamts zur Verfassungsschutz, die AfD
 Munitioniert aus Geheimen unterlagen. Und dann, wenn man dann nochmal zurückblickt, hat er quasi, wie gesagt, man, genau die
 gleiche Handlung vor Jahren zum Anlass genommen, um Netzpolitik.org. Nein, nicht genau die gleiche Handlung. Er hat eben
 eben den Brandner Zwei Sachen gesagt. Zum einen die Sache mit den Islamistischen Gefährdern, das war das, was du gerade
 sagst, Munitionierung. Das zweite sind Zahlen aus dem Haushalt. Der Haushalt des Bundesamts für Verfassungsschutz ist eben auch
 Geheim, weil man eben so ein bisschen die Sorge hat, wenn man weiß, wie viel Geld geben, die für was aus
 kann man sich irgendwie als Gefährder als Terrorist weiß, der Himmel, was darauf einstellen. Und das war vor etwa drei
 Jahren ein Riesenskanteil, weil nämlich die Redaktion von Netzpolitik.org aus diesem Geheimen Haushalt des
 Bundesamts für Verfassungsschutz zitiert hat. Und das wiederum hat das Bundesamt damals zum Anlass genommen, anzeigen zu
 stellen, die formal anonym zwar waren, gegen unbekannt, die sich aber der Sache nach gegen zwei Redakteure von Netzpolitik.org
 richteten nämlich Markus Becker-Dahl und Andere Meister. Und das war dieser Skandal, der 2015 unter dem
 Schlagwort Landesverrat dann Karriere macht. Gut, also sie haben aber anzeigegestellt, wegen Veröffentlichung von Zahlen aus dem Haushalt.
 Ganz genau. Und genau solche Zahlen aus dem Haushalt, aus dem Geheimen Haushalt, reicht Maßen nun an Arthel. Genau.
 Das heißt, mit anderen Worten, genau das, wo von er damals 2000, gut ich meine,
 ein Netzpolitik hat die Zahlen veröffentlicht, Brandner ist halt natürlich jetzt nicht direkt in Presse-Mitteilung,
 aber oder eine Presse-Publikation. Aber trotzdem, vor Gerät, genau die selben Geheimnisse, die
ren Publikation durch Netzpolitik aus Sicht des Bundesamts damals Landesverrat war. Und da muss man ganz
 ähnlich sagen, unfassbar. Ein schlicht unfassbarer Vorgang, damals, dass überhaupt eine Anzeige gegen
 Netzpolitik Leute erstattet worden. Es war damals schon Riesenskandal, wo man sich im Grunde fragen konnte,
 wie so ist der Mann nicht schon damals gestürzt, denn ich meine, wir hatten ja nicht umsonst in den 60er-Jahren in Deutschland,
 die sogenannte Spiegelaffäre, wo einfach klage worden ist. Natürlich dürfen Journalisten auch Staatsgeheimnisse
 publizieren. Sie müssen natürlich in einer verantwortlichen Weise tun. Aber natürlich dürfen Journalisten
 das und das ist ihre Aufgabe. Und drei Jahre später wissen wir die Publikation von Netzpolitik.org
 haben überhaupt nicht das Staatswurge fährt. Sie haben allenfalls vielleicht den Puls von Hans Georg Maßen gefährt,
 aber das ist mal bei Gott der Job von Netzpolitik. Also ich finde Maßen ist nicht mehr haltbar. Ich hoffe,
 der man es nur deshalb noch am Anwaltszeit im Herbst wahlen in Bayern gibt und Merkel vielleicht
 Theo von ich zwing will ihn zu entlassen und Theo verweigert sich, oder muss Merkel den Theo verentlassen
 vor der Qualenzeit gewaltigt. Und dann knallzeit gewaltigt. Viele sagen ja auch der Theo, weil es überhaupt
 deswegen nur noch im Amt, damit man ihm, damit man irgendjemand hat, um diese Niederlage in Bayern,
 jemanden in die Schuhe zu schieben. Und dann kann der halt zurücktreten als Zäherkandidat. Also
 jedenfalls interessant ist ja die SPD-Spitze hat sich jetzt gerade heute oder gestern glaube ich,
 Donna Stach endgültig auch gegen Maßen positioniert. Es gibt inzwischen einen Beschluss,
 wo nach die Entlassung von Maßen gefordert wird. Interessanterweise zum Jagen getragen wurde die
 SPD-Spitze von Kevin Günardt. Genau, dem Vorsitzenden der Jusos, also der Jugendorganisation der
 SPD, der sich als erstes sehr deutlich gegen Maßen positioniert hat. Und ich muss ganz ehrlich sagen,
 aus meiner Perspektive wäre eine Ablösung von Maßen ein ganz zentraler Schritt, um wieder zu einem
 langsamen Prozess zu kommen, wo das Bundesamt für Verfassungsschutz vertrauen gewinnt. Also
 bislang ist diese Behörde aus meiner Sicht überhaupt gar nicht mehr vertrauenswürdig. Wir haben ja
 darüber in der Lage schon verschiedentlich berichtet. Und dieses Missstrauen zieht sich breit durch alle
 politischen Kreise. Jedenfalls sagen wir mal links von der CDU. Auch aus der FDP gibt es sehr harte Kritik,
 zum Beispiel Konzentinkule, den wir ja auch schon mal im Interview hatten in der Lage hat mit.
 Nein, wir wollen, glaube ich, meine Gabsantähnische Problem. Konzentinkule, Rechtspolitiker von der FDP hat sich
 auch auf Twitter jedenfalls sehr eindeutig gegen Maßen positioniert und ich denke, oder ich hoffe, ich hoffe,
 dass die SPD diesmal nicht umfällt, dass sie das durchzieht und dass sie tatsächlich nicht locker
 lässt, bevor Hans Georg Maßen den wohl verdienten Rohstand genießt. Wir blicken mal in den Wald.
 Jo, ich glaube ich steh im Waldfälle. Und wahr, geht es um das hatten viele von euch auch schon
 angefordert, angemahnt, angelehnt, herzlichen Dank für die schön anringen. Und das muss man sagen,
 klappt wirklich sehr gut. Daweise auf Twitter, teilweise per E-Mail bekommen wir von euch ganz viele
 wirklich super spannende Themen hinweise und teilweise sogar schon so kleine Recherchen, wo ihr da
 links schickt und so. Das ist unglaublich hilfreich und daher an dieser Stelle ausdrücklich herzlichen Dank
 und auch die Ermuntcherung keep them coming. Genau. Also in diesen Minuten, glaube ich, kann man sagen, wird
 im Hambacher Forst geräumt und das ist natürlich anders, mal für uns ein bisschen genauer hinzukucken,
 weil das ein Prozess ist, der schon länger andauert und auch noch länger andauern wird. Aber in dieser Woche
 hat er eben mit dieser begonnenen Räumung der Baumhäuser dort im Hambacher Forst eine neue
 entscheidende Eskalationstufe erreicht und das ist wie Schaumutter. Also es geht letztlich um eine
 Waldstück zwischen Können-Aachen ist ein Urwald. Gibt nicht mehr so viele von den Neuschernschätzungen, sagen,
 der Wald ist da 12.000 Jahre alt, über 10.000 Jahre alt und daneben ist ein Tagebau. Also in
 dem das Energieunternehmen RWE seit Jahrzehnten eigentlich Braunkohle fördert. Dafür wurden schon mehrere
 Dorfraum gesiedelt, 3000 Eck da Wald wurden schon abgeholzt und 90 Prozent dieses Hambacher Forst sind
 bereits gerodet und nun soll auch nach und nach eben noch der Rest des Waldes weichen. Es geht da um rund 200
 Hektar, die noch übrig sind und RWE hat angekündigt bis Mitte Oktober circa 100 Hektar dieses Rest
 Waldes von 200 Hektar noch zu roden. Vielleicht mal ganz kurz noch eine Zwei-Zurund-Braunkohle abbauen.
 Sie wollen Braunkohle abbauen. RWE muss man dazu sagen, das heißt, glaube ich, rein ist wessfählisches
 elektrizitätswerk. Das ist der Stromverzorger in Deutschland, der vor allem wie der Name schon sagt,
 im Reinhard und im Westfalen, was zu melden hat und die wollen, wie gesagt, diesen Wald,
 roden um die da drunter verborgene Braunkohle abzubauen und dann natürlich zu verbrennen. Und da
 ist aber verbrennen, stellt sich gleich die Frage, was sagen denn eigentlich Umweltschützer zu der Idee?
 Die sagen, es ist natürlich grauenhaft Umweltschützer, also Braunkohle gehört zu den schmutzigsten
 wegen Strom zu erzeugen und deswegen wollen Umweltsaktivisten A natürlich diese Rodung verhindern.
 Also einmal wegen des Waldes und natürlich wegen der wegen überhaupt dieser Idee Braunkohle weiter
 zu verbrennen. Und deswegen sind so 200 Aktivisten in diesem Forst schon teilweise seit mehreren Jahren,
 haben da rund 60 Baumhäuser gebaut und die so in 10 bis 15 Meter Höhe sich befinden. Und ne,
 haben sich halt dort häuslich niedergelassen. Es gibt so in einigen dann auch Heizungen und Kochplatten.
 Na ja, die leben da halt zum Teil seit Jahren. Und nun geht es also einerseits natürlich um die Rettung
 der Bäume, aber andererseits geht es eben um dem Protest gegen Braunkohle als Klimakiller.
 Extrem viel CO2 wird bei der Verbrindung, bei der Verstromung von Braunkohle produziert. Und
 das ist sozusagen ein Symbol gegen den Klimawandel für eine Wende zu einer sauberen Energiepolitik.
 Und wie ist denn dann jetzt die Rechtslage, Philipp? Ich meine, ganz ehrlich, darf RWE mal eben so sagen,
 wir hauen jetzt mal diesen Wald weg. Also man muss sagen, ich glaube, das ist insofern relativ
 eindeutig, als das man sagen kann, das Gebiet gehört im Konzern. Also die haben den Grunde
 im Boden einfach mal gekaut. Die haben das Recht, diese Bäume zu fällen. Das ist auch relativ
 unstrittig. Die Entscheidung zur Räumung jetzt viele, den hat das Nordrhein-Westfälische Ministerium
 für Heimat, kommunales Bau und Gleichstellung. Die Entscheidung hat sie getroffen, das Ministerium
 beauftragte also die Bauordnungspürte des Kreisdüren und statt Kerpen mit der Umsetzung dieser Räumung
 an eine Sprecher des Baumministeriums sagte, diese Baumhäuser sein illegal anlagen-Zitat,
 anlagen, auflagenbezüglich des Brandschutzes sei nicht eingehalten worden und wegen der Brandgefahr
 für die Waldbesetzer habe Zitat sofortiger Handlungsbedarf bestanden. Vergleichbar sei das, sagt der Sprecher
 mit einer Räumung eines Hochhauses in Dortmund im vergangenen Jahr, weil dort der ausreichende
 Brandschutz auch nicht mehr gewährleistet gewesen sei. Und Greenpeace sagt, Brandschutz, so sind
 gemäß, geht es noch. Der Politik ginge es hier nur darum, sich zum Erfüllungsgelfen von RWE zu
 machen. Ich muss ganz ehrlich sagen, als ich das so hörte, Bauordnungsbehörden werden hier tätig,
 die Bauordnungsbehörden, weil diese Baumhäuser quasi schwarzbauten sind. Ich habe da im ersten Moment
 ziemlich zusammenzucken müssen, weil ich dachte, was ist denn das finnischem Absidee? Aber wenn man ein
 bisschen genauer hinschaut, also rechtlich hat das auf den ersten Blick schon mal was für sich, denn
 so Baumhäuser sind einfach mal bauliche Anlagen und sind in des Baurechts, sie sind da ohne Genehmigung
 errichtet worden. Das ist als solches nicht zwingend ein Problem, es gibt auch Genehmigungsfreie
 Baute, das sind sie aber nicht. Und diese Baumhäuser sind einfach auch gar nicht Genehmigungsfähig,
 das ist außenbereich. Das heißt also da kann man nicht mal einfach irgendwie so Baumhäuser errichten
 und man kann die auch nicht genehmigen. Das heißt also die Baumhäuser sind wohl, das muss man
 so dort, ich sage vormeldet und auch materiell Baurechtswidrig. Aber die Frage ist, wie geht man jetzt
 mit einem solchen schwarzbau oder mit diesen schwarzbauten um? Und da wäre meine persönliche Position diesen
 Zeitdruck, den das Ministerium da jetzt erkennt, den kann ich persönlich nicht so richtig nachempfinden, denn
 ganz ehrlich, klar, das sind schwarzbauten, d'accord, aber diese Aktivisten gefährden ja mal vor allem
 sich selbst. Ist jetzt ja nicht so, dass gerade bei wenn es um Brandschutz gehen soll, ja, vor allem
 der Wald war trocken. Die grießen Trockenheit, die war die ganze Zeit, die war in ganzem Sommer
 überall. Ja, wir haben immer prärollen. So oder im Juni, irgendwas. Aber jetzt wird's herbst und jetzt
 wird's auch feuchter und es fängt an zu regnet. Also das jetzt ausgerechnet vorzuschieben,
 klingt mir noch ein bisschen an den Haaren herbeigezogen. Nichtsdestotrotz, die Polizei Aachen leitet den Einsatz,
 Beamte aus dem ganzes Bundesgebiet sind da zusammengezogen, auch Reisekakrefte, also so eine Einsatzkommande,
 Kräfte sind im Hambacher Forst, Räumen jetzt, ja, es dürfte aber Wochen dauern, bis das wirklich
 abgeschlossen ist, weil das natürlich extrem gefährlich ist. Die Leute da aus diesen Höhnen runterzuholen,
 auch Polizisten wurden schon verletzt, ja, durch Zwillengeschauße. Also da ist sozusagen die
 sehr escalationsspirale im Gang. Rwe gesagt, wir haben das Sicherheitskonzept angepasst und nach dem
 Motto, weil die Frage ist natürlich, wenn die das jetzt räumen, ja, wird das denn leer bleiben,
 davon ist kaum auszugehen. Also ich gehe davon aus, dass da dann noch Baumhäuser wieder entstehen werden.
 Also jedenfalls werden natürlich aktivisten systematisch versuchen, da wieder einzusikern in diesen Wald.
 Man wird den Wald wahrscheinlich nur mit einer kompletten Polizei kette irgendwie sperren können.
 Das wird nicht so ganz einfach. Und man kann sich natürlich auch die große Frage stellen, warum
 muss denn das jetzt eigentlich sein? Warum eigentlich macht RWE so Druck? Also formal ist wohl der
 Hintergrund, dass jetzt in diesen Tagen eine letzte Gerichtsentscheidung ergeht. Das war überraschen
 dabei, sehr extrem schwer zu recherchieren. Wir haben das versucht, die Rechtslage rund um den
 Hambacher Forst mal genau zu klären. Aber mich habe so ein bisschen eine Ahnung, in der Presse wird da
 im Wesentlichen von einer Nahrung abgeschrieben. Also richtig klar ist das nicht eine Gerichtsentscheidung
 scheint nach auszustehen. Und wenn die dann tatsächlich kommt, dann kann wohl endgültig geräumt und
 gerodet werden. Wir haben uns immer bei der ganzen, also jener zu dieser Rechtsfragen, haben wir uns jetzt
 die Frage gestellt, warum muss denn das jetzt eigentlich sein? Ist denn diese Hambacher Forst, ist denn die
 darunterliegende Braunkohle wirklich so unverzichtbar oder könnte man nicht diesen Einzelfall und diese
 auch die deutlichen Proteste dagegen nicht zum Anlass nehmen, einfach mal die Energiewende voranzutreiben
 und zu sagen, wir setzen, wir roden diesen Wald nicht. Das wird die Braunkohle nicht abgebaut, um
 man sucht vielleicht andere Perspektiven für die Energieversorgung. RWE sagt aber sie brauchen diese Kohle ganz
 dringend, weil sie sonst ihre Braunkohlekraftwerke nicht mehr betreiben können und um da ein bisschen Klarheit zu
 schaffen und wir eine Expertin für Energiepolitik eingeladen. Genau, wir haben klar der Kämpferat vom
 deutschen Institut für Wirtschaftsforschung mal vor der Sendung angerufen und ja ein paar Fragen zu dieser
 Sache gestellt, die ist halt die leite dort die Abteilung für Energie und Klimawandel und das
 DEW hat nämlich auch ganz vor zwei Wochen erst eine größere Studie zum Ausstieg aus der Kohle
 veröffentlicht und um ganz ehrlich zu sein, anders für diese Nachfolge bei Klarheit der Kämpferat war
 ein Kommentar im Spiegel. Ja genau, ein Kommentar im Spiegel, der mich sehr überrascht hat, weil er doch
 sehr puentiert die Meinung vertraht, dass jetzt quasi keine Alternative mehr gäbe zum zu der
 Rodung. Stefan Schulz schreibt im Spiegel selbst bei einem schnellen Ausstieg aus der Kohle, Verstromo
 werde Deutschland noch jahrelang auf Kohle angewiesen sein. Die Kohle unter dem Hambacher Forst hingegen
 soll in den kommenden Jahren verfeuert werden und sie lasse sich nicht anders besorgen, so einfach.
 Er schreibt 15 Prozent der Stromversorgen in der Wien, hängen an Hambacher, also an dem Kraftwerk,
 wo die Kohle aus dem Hambacher Forst verbrannt werden soll, auch viele energieintensiv
 industriebetriebe und um diese Lücke auszugleichen, ja wenn also auf die braunen Kohle verzichten würde,
 so schreibt der Spiegelreaktör, müsste man zusätzliche Kohle in anderen Tage bauen fördern und
 sie in Kraftwerke schaffen, die zu Zeit an Hamburg hängen oder man müsste andere Kohlekraftwerke
 runterfahren, die Stromnetze mit quasi Umleitung von Strom stabilisieren. Also er sieht riesen
 Probleme, er sagt, man hätte das viel früher einleiten müssen, aber jetzt sei quasi das Kind
 in den Brunnen gefallen und die Rodung alternativ los und da haben wir eben versucht zu klären,
 ob das tatsächlich so ist. Und glaube der Kämpfer sagt zu dieser Frage, muss RWE quasi braucht
 NRW für seine sichere Stromversorgung, diese Kohle unter dem Hambacher Forst? Nach unseren Erkenntnissen
 ist da nichts dran, denn es ist ja so, dass wir im Moment sogar Überkapazitäten haben, wir produzieren
 sehr viel Strom, dem wir moment exportieren und diese Überkapazitäten könnte man runterfahren
 und dann kann man auch auf Teile der Rodung des Hambacher Waldes verzichten. Ich denke hier wird
 ein Argument aufgebaut, um an der Braunkohle festzuhalten, aber Alternativen gibt es grundsätzlich
 immer. Also das bedeutet auf Deutsch, dass RWE eben Nordheim was fahren, eben nicht etwa diesen Strom
 unbedingt braucht, sondern ganz im Gegenteil. Sie produzieren viel zu viel Strom und verkaufen den dann
 Gewinn bringen ins Ausland, als jeder so nicht im Stromversorgungssicherheit, so jedenfalls Claudia Kämpfert,
 sondern darum möglichst viel Geld zu verdienen. Nein, dann gibt es ja noch dieses andere Argument, wo
 nachman Braunkohle und andere konventionelle Kraftwerke braucht, um wie diese Schwankung von Wind und Sonne
 auszugleichen. Und auch das Argument wollte Kämpfert nicht gelten lassen. Das ist ein Mütor,
 der aufgebaut wird, um möglichst lange noch die Braunkohle am Netz zu halten, die erneuerbaren
 Energien schwanken, das ist richtig, aber für die paar Stunden, um dies dann oftmals geht, jetzt
 ganze Kraftwerkspark aufrechtzuerhalten. Das ist nicht sinnvoll, das ist inefficient und sehr teuer.
 Wir empfehlen eher ein Umstieg vollständig auf erneuerbare Energien und die Schwankungen auszugleichen
 über Flexibilität im System. Das System würde völlig anderes funktionieren. Man kann auch
 mittels intelligente Steuerunker die Schwankungen gut ausleichen, mittelfristig kommen noch Speicher hinzu.
 Die Braunkohle Kraftwerke passen denkbar schlecht in eine Energiewende Welt, weil sie zu inflexibel sind
 und zu dem jede Menge Treibhausgase polizieren. Und so würden wir die Klimaziele nicht erreichen.
 Also die Klimaziele meint sie, die Klimaziele in Paris und da letztlich drauf ableiten, dass der Strom
 selten in Deutschland noch maximal 2000 Millionen Ton CO2 ausstoßen darf, um diese Klimaziele zu erreichen.
 Die Kohle, dann haben wir gesagt, gehört zu den Braunkohle-speziell, zu den Schmutzigsten,
 Energieträgern. Und dann haben wir sie gefragt, wann wir denn aus der Kohle aussteigen sollen, um diese
 Klimaziele noch zu erreichen. Die maximale Emissionsmänge, die vorgegeben ist, bedeutet eben,
 das bestimmte Mengen an Braunkohlestrom überhaupt noch produziert werden können, weil wir sonst
 die Emissionsminderungsziele im Stromsektor nicht erreichen können. Wenn wir jetzt beginnen,
 alte und ineffiziente Kohlekraftwerke, die eben sehr viele Emissionen verursachen, sofort vom
 Netz zu nehmen, haben wir mal Flexibilität nach hinten raus. Wenn wir nicht anfangen, so weit
 machen wir bisher, dann haben wir noch acht Jahre, maximal acht Jahre weiter so, dann müssen wir in
 acht Jahren alle Kraftwerke abrubt abschalten, wenn wir die Klimaziele erreichen wollen. Das halten wir
 für nicht sinnvoll. Deswegen ist ein gleiten Dau-Stiecke besser, man beginnt jetzt, alte und ineffiziente
 Kraftwerke vom Netz zu nehmen, drohselt dann die restlichen Kapazitäten und baut das System in
 Richtung Erneuerbar-Energie um. Und um zu besprechen, wie dieses Umbahn genau aussehen soll, wie und
 wann Deutschland also aus der Kohle aussteigen kann, ohne die Energieversorgung zu gefährden und natürlich
 auch ohne Kohle-Regionen und die Arbeit im Regen stehen zu lassen, hat die Bundesregierung eine
 sogenannte Kohlekommission gegründet und wir haben dann Frau Kämpfer noch gefragt, wie groß sind
 denn ihre Hoffnung, dass diese Kohlekommission eine Lösung finden kann? Meine Hoffungen sind da sehr,
 sehr groß, gerade weil die politischen Kräfte dafür kämpfen, dass wir eine Lösung hinbekommen,
 alles andere wäre ja auch ein Dessaser, wir haben überhaupt keine Zeit mehr, sonst erreichen wir
 nicht nur die Klimaziele 2020 nicht, sondern auch dann 2030 nicht und das wäre im höchsten Maße
 bedauerlich, aber wenn jetzt sehr konzern RWE weiter so auf Eskalation geht, anstelle jetzt sagen,
 einzulegten, der Klügeri gibt nach und erst mal Reden statt roden, das wäre schon sinnvoll,
 weil es im Moment jetzt diese Überschattung dieser Ereignisse gibt in der Kohlekommission und sie sollte
 an dieser Stelle nicht platzen, das wäre im höchsten Maße bedauerlich, weil man sonst wirklich in einem
 Scherbenhauffem endet und das wäre auf gar keinen Fall zu wünschen. Ja, man hat aber der BUND zum
 Beispiel angekündigt, der Silberin vor dem Wild und Naturschutz diese Kohlekommission zu verlassen,
 wenn RWE tatsächlich nicht nur räumt, sondern eben auch rodet, DASA kämpfert, wer die Kohlekommission am Ende
 und die Frage ist, wie sie das so bewertet. Nein, mir ist es nicht ganz klar, warum Sie jetzt sofort
 erodende, es gibt zwar lange auseinandersetzung in die genau diesem Gebiet und es gibt auch rechtliche
 Vorgaben der Konzernen poch da drauf, aber dass er jetzt so Medienwurksam agiert ist aus meiner Sicht
 eine gezielte Provokation um die Kommission vielleicht platzen zu lassen und das fände ich im höchsten
 Maße bedauerlich, der Konzern sollte mitmachen. Ich verstehe, dass er Entschiedigung haben will,
 dafür auch kämpft und jetzt kein Mittel schreut, um das durchzusetzen, aber sagen wir brauchen eine
 Lösung am Ende des Tages und wenn sich gar keine Seiten bewegen, dann wird es schwierig. Also kämpfert,
 um das zusammen zu bin, die voller sozusagen jetzt auch vom Umweltministerium zu sagen, hey, wir müssen reden,
 die Räumung und die Rodung, das muss jetzt nicht sein, RWE musst du zu sagen, noch die Füße stillhalten,
 bis da eine Lösung gefunden ist, dann sollen sie auch Entschiedigung dafür kriegen, aber jetzt einfach
 in dieser Phase, wo die Kolkommission zusammensetzt und sich eine Lösung für diese Braunkohle überlegt,
 jetzt zu roden, sagt sie, das ist wie gesagt, ist eine Provokation und sie fordert die Politik eben auf, da
 wirklich auf RWE auch drauf hinzuregen und Druck zu machen, um das jetzt nicht durchzuziehen. Ja und
 natürlich liegt da der Ball nicht alleine im Spielfeld von RWE, sondern auch im Spielfeld der Politik,
 denn wie gesagt, es gibt keinen zwingenden Grund, warum jetzt gerade das Baurecht durchgesetzt werden muss,
 vielleicht muss man da auch einfach das Wort nochmal sehr deutlich richten an die Landesregierung in Düsseldorf,
 sich zu überlegen, ob sie tatsächlich jetzt die an dieser Stelle die Eskalation wollen und damit ja
 jedenfalls aus der Perspektive des Klimawandels einen völlig falsche Signal sind. Zu einem anderen Thema,
 wir schauen nochmal ausführlich ins Ausland, genau genommen nach Syrien. Das hatten wir jetzt seit einigen
 Wochen nicht mehr in der Lage der Nation, aber inzwischen spitzen sich dort die Ereignisse zu und zwar
 in der Provinz-It-Lip mit der gleichnamigen Provinz-Hauptstadt It-Lip befindet sich zurzeit die letzte
 größere Rebellen Hochburg, was sich dahinter genau verbirgt. Das wollen wir uns jetzt mal genauer ansehen, denn
 zurzeit wird ein Sturm des Regimes, des Machthabers, des yurischen Machthabers, Asat auf diese Provinz und auf
 die Provinz-Hauptstadt erwartet. Einige befüchten auch, dass wir in der Vergangenheit wieder Chemiewaffen
 eingesetzt werden könnten und sind in großer Sorge, dass das tatsächlich wieder passiert und dann eine
 humanitäre Katastrophe droht. Um dieses Thema einmal genauer zu betrachten haben wir uns eine
 Expertin eingeladen, nämlich Christine Helberg. Genau, Christine Helberg ist freier Journalistin, war sieben
 Jahre lang 2001 bis 2008 in Syrien als einzige wirklich westliche Akkreditätische Journalistin, als Freie Journalistin und hat
 jetzt kürzlich einen Buch geschrieben, das nennt sich der Syrien Kriegelösung eines Weltkonflikt. Ja, ganz herzlich willkommen in der Lage der
 Nation vor Helberg. Wir wollen mit Ihnen mal so ein bisschen die Lage aufdrüsseln, weil wir länger jetzt nicht mehr über Syrien
 geredet haben, um das gesagt, die Lage spitzet sich aber zu. Deswegen wollten wir einmal kurz so ein Blick aus der von oben auf
 Syrien werfen. Wie stellt sich denn aktuell die Lage dieses Bürgerkriegs in Syrien da, wer hat da wo die Oberhand?
 Nun, das Regime von Präsident Baschal Asat ist dabei, das Land wieder komplett unter die eigene Kontrolle zu bringen.
 Das gelingt ihm ganz gut, seit 2015, denn damals hat ja Russland dann offen interveniert militärisch und das gelingt eben vor allem mit der
 Unterstützung auch des Iran's, der sehr viele schieitische Militoneere in dem Land befähligt und dort hingeschickt hat. Das heißt, wir sehen eben in den vergangenen Jahren
 wie sämtliche Gebiete, die irgendwann mal oppositionell kontrolliert waren, zurückerobert wurden. Und die Methode ist dabei eigentlich immer die
 gleiche, das heißt oppositionelle Gebiete werden abgeregelt und ausgehungen zum Teil über Jahre, wir erinnern uns an Oste Aleppo, an Ostruta, das waren diese
 Vororte von der Mascus zu Beginn diesen Jahres, zuletzt dann im Süden in der Provinc Dada, das hat gegen relativ schnell nur wenige Wochen. Und dann werden diese Gebiete eben dauer bombardiert, zum Teil mit
 Fassbomben, die ganz willkürlich Wohngebiete treffen und andererseits mit gezielten Raketen vor allem auf ziviler Infrastruktur,
 insbesondere Krankenhäuser werden da ja immer wieder getroffen, damit die Menschen am Ende eigentlich nur noch die Wahl haben, sich zu ergeben, also zu kapitulieren, im Falle der Rebellen. Und dann stehen eben diese Bewohner der Gebiete, standen bisher vor der Wahl, entweder wir unterwerfen uns wieder dem Ashat-Regime und bleiben hier oder wir gehen nach Idlib, in die Provinc im Nordwesten des Landes. Das war dann aus Sicht des Regimes evakuierung, aus Sicht der Menschenvertreibung.
 Und jetzt sitzen da 3 Millionen Zivilisten in dieser Provinc im Nordwesten des Landes, ist das letzte Gebiet, was noch nicht von Ashat wieder kontrolliert wird, mit Ausdauer, mit der Kurdengebiete, auf die wir vielleicht noch zu sprechen, kommen im Nordosten des Landes. Aber oppositionell kontrolliert ist eben nur noch die Provinc Idlib und da sitzen jetzt 3 Millionen Zivilisten, die Hälfte davon eben schon aus anderen Landestein vertrieben und eben auch einige bewaffnete Gruppen und auch extremisten.
 Sie haben gerade schon die humanitäre Situation angedeutet in der Region um Idlib, wie ist die militärische Situation? Also da halten sich offenbar noch Kämpfer der Opposition auf, wie verhält sich denn zurzeit das Ashat-Regime und wie verhalten sich seine militärischen Unterstützer, also namentlich Iran und Russland?
 Es gab in den vergangenen Wochen ja immer wieder schon Luftpflege im Süden der Provinc Idlib im nördlichen Hammer, also man kann jetzt nicht davon reden, dass diese sogenannte der Eskalationszone tatsächlich friedlich war in den vergangenen Wochen und Monaten.
 Die Welt guckt da jetzt drauf, weil man einen großen, massiven Angriff erwartet, aber für die Menschen ist es ein Dauerzustand von Angst auf jeden Fall.
 Wir haben in der Provinc etwa 50.000 bewaffnete Aufständische und von denen gehören 10.000 einer Gruppe an, die nennt sich Heiert-Dachdire-Sham und das ist eben ein Elkeider-Ableger für Kürzst gesagt, also das sind eben Anhänger, der ehemaligen Nussra-Front, die auch mal zu Elkeider sich bekannt hatte, sich dann da von gelöst hat, aber dennoch gelten die natürlich als gehadistisch.
 Und es gibt viele andere Rebellengruppen, die auch Islamistisch sind, überwiegen syrische Islamisten eben und keine ausländischen, die hart ist ein großes Unterschied.
 Und die werden vor allem von der Türkei unterstützt in Idlib, das heißt die Türkei versucht da ja auch syrische Rebellengruppen für ihre ganz eigenen Ziele zu mobilisieren.
 Da kann man schon fast von Söldner-Truppen Präsident Erdogan sprechen inzwischen und die haren dort aus.
 Und vor allem die Extremisten liefern natürlich den perfekten Vorwand auch wieder für das Asat-Regime und Russland und Iran die Provinz zurückzuhe oberen und anzugreifen.
 Und dabei geht es her gerade, Asat eben nicht um einen Kampf gegen gehadistischen Terror, sondern Asat geht es ja seit Jahren vor allem darum, diejenigen süre kollektiv zu bestrafen dafür, dass sie mal gegen seine Herrschaft aufgestanden sind, egal mit welchen Mitteln.
 Und deswegen sind eben, ja, das heißt also, das ist eine sehr sehr buntem Mischung von Menschen, die sich da in Idlib versammelt hat.
 Kann man das?
 Ja, das kann man so sagen und die Mehrheit der Menschen dort sind tatsächlich gegner Asat, weil sie eben zu einerinhalb Millionen, also auch die Zivilisten sind eben vor allem Menschen, die nicht unter seine Herrschaft leben wollten.
 Deswegen sind sie schon dort hingefluhen und die sitzen nun alle in der Falle, weil tatsächlich die Grenze zu Türkei ja zu ist.
 Dort gibt es inzwischen eine sehr große Mauer, die Präsident Erdogan bauen ließ und sie können dort nicht mehr heraus.
 Und das macht das dramatische der Lage aus eben dieser Provinz und vielleicht auch noch ganz wichtig zu erwähnen, dass in der Provinz nicht nur drei Millionen Zivilisten ausharen, sondern darunter auch sehr viele Aktivisten sind.
 Das heißt, die Jene-Sührer, die mal vor vielen Jahren aufgestanden sind für ein Leben in Würde, ein Leben in Freiheit und das sind eben Menschen, die zum Beispiel unter Grundschulen betrieben haben in Ostruta oder die Bibliotheken gegründet hatten.
 Es gibt einen sehr prominenten Radiosender in der Provinz-Ittlib in Kafferranbohl, auch von Aktivistenbetrieben. Es gibt Frauenzentren, Jugendzentren, das heißt, das ist wirklich der Zivile Widerstand, der sich auch in Idlib versammelt hat.
 Und für den eigentlich Europa eine gewisse Verantwortung trägt, weil wir diese Projekte auch zum Teil finanziert haben und deswegen eigentlich zumindest diesen Aktivisten da auch helfen sollten.
 Ja, jetzt kann man natürlich sich die Frage stellen, was droht denn eigentlich konkret? Sie haben angedeutet, sie könnten sich vorstellen, das Assat jetzt tatsächlich zum Sturm antritt.
 Können Sie das nach so ein bisschen plastischer Schildern, was das dann eigentlich bedeutet, so vermiliterisch als der Humanitär für die Region um Idlib?
 Wenn wir uns die Kriegsführung der vergangenen Jahre ansehen, dann bedeutet das Luftschlege, die sehr dicht hintereinander erfreut.
 Ja, auch schon lauf, oder? Die Russen bombardieren jetzt?
 Die zum Teil laufen, wobei das jetzt sich ein bisschen wieder beruhigt hat, aber es ist ein bisschen müßig immer so die Tage zu ziehen, wann jetzt was losgeht, weil Luftschlag ist Luftschlag.
 Also wenn es dann wirklich hart auf hart kommt, wenn es so läuft wie in Ostallepo, wenn es so läuft wie in Ostrutter zuletzt, dann sind das dann regnet, es wirklich Raketen vom Himmel.
 Dann regnet das Fassbomben, so haben die Menschen beschrieben, die das erlebt haben in diesen anderen opposizionellen Gebieten.
 Und dann gibt es eben kaum Schutz und dann fliehen die Menschen. Also daneben, sie wirklich das, was sie noch fassen können und mitnehmen können.
 Und es werden ziehen in Richtung Türkei. Ich denke, dass wir hunderttausende Syrorsäen, also die UN-Sprache, in der von 700.000 Potenziellen flüchtenden und die werden alle an der Grenze zur Türkei stranden.
 Dort gibt es schon einige provisorische Camps und die werden zunehmend, die Leute werden unter freien Himes sitzen, die werden irgendwelche Plastikplanen aufspannen.
 Dann wird das UN-HCR das Flüchtlingshilfswerk der Feind Nation dort irgendwann zählte bereitstellen, die Türkei wird mit ihren eigenen Hilfsorganisationen präsent sein.
 Und dann wird Europa sagen, wir haben ein ganz schlechtes Gewissen hier. Wir stocken nochmal unsere humanitäre Hilfe auf für die Vertriebenen in Idlib.
 So ist es gelaufen im Süden des Landes und so ähnlich wird es jetzt laufen. Wahrscheinlich werden wieder einige Krankenhäuser zerstört werden.
 Das ist übrigens schon passiert in der vergangenen Woche. Also seit 6. September sind drei medizinische Einrichtungen getroffen worden schon im Norden der Provinz Hamar.
 Das grenzt also unmittelbar an im Süden von Idlib und das ist das, wo vor die Menschen Angst haben.
 Das also genau diese massive Bombadierung, die Leute nur noch fliehen lässt und davon laufen lässt und die dann eben nicht wissen wohin.
 Was sind denn jetzt die, also wenn das so das wahrscheinliche Scenario ist, wenn ich das so richtig verstehe, ist Idlib nach ihren Schilderungen ebenso die letzte letzte,
 so mal enklave von allen möglichen, oppositionellen, zivilgesellschaftlichen aber auch terroristischen und extremistischen Gruppen.
 Und das als hat Iran und Russland da wahrscheinlich jetzt diese letzte Chance sich nicht entgehen lassen werden, um diesen Krieg für sich zu entscheiden.
 Dann wird es zu dieser Situation kommen, die sie beschrieben haben. Was sind denn die Optionen der internationalen Gemeinschaft? Also völkerrichtig ist das glaube ich nicht ganz einfach da jetzt militärisch zu intervenieren, wenn die Vollversammlung oder der Sicherheitsrate für eine Nation das nicht ermöglichen und absehenden andererseits ist dann die Option zuzusehen, wie zivilisten bombadiert werden und wie es schwer ist zwischen militärischen Akteuren und zivilisten zu trennen.
 Was sind die Optionen der internationalen Gemeinschaft jetzt da?
 Nun die internationale Gemeinschaft vor allem die westliche Gemeinschaft hat ja eben seit Jahren zugeschaut. Bei genau dieser Rückeroberung hat nichts unternommen.
 Das einzige was der Westen gemacht hat ist Vergeltung zu üben im Falle von Giftgas einsetzen. Das hat stattgefunden im April 2017 und im April 2018.
 Das waren sehr beschränkte und sehr symbolische Militär-Einsätze, die nichts geändert haben an den Kräfteverhältnissen in Syrien, die den Menschen überhaupt nicht geholfen haben, weil sie eben sie nicht beschützen, sondern nur das Regime abstrafen sollen.
 Das ändert aber eben nichts daran, dass Präsident Assad das Gefühl hat, er kann auch in Idlib genauso vorgehen, wie er das woanders gemacht hat.
 Und es zeigt vor allem die Verlogenheit der internationalen Gemeinschaft im Umgang mit Syrien, denn es gibt ja sehr wohl eine militärische Intervention, auch des Westens in Syrien gegen den sogenannten islamischen Staat.
 Das heißt, wir haben seit 2015 sehr wohl westliche Kampfjets über Syrien. Auch die Bundesregierung hat sich mit Tornado Aufklärungsflügen seit Januar 2016 daran beteiligt und das im Übrigen ohne UN-Mandat.
 Das heißt, wir haben also in Syrien seit vielen Jahren den Wunsch und die Forderung nach Flugverwurzzonen um Zivilisten zu schützen.
 Das könnte man völkerrechtlich auch begründen mit der sogenannten Schutzverantwortung, also Responsibility to Protect.
 Dafür gibt es kein UN-Mandat, weil Russland das verhindert mit einem Beto im Welt-Sicherheitsrat, das ist richtig.
 Aber da haben eben europäische Staaten immer gesagt, also tut uns leitier Einrichtung von Flugverwurzzonen, Einrichtung von Schutzzonen. Das geht leider nur mit UN-Mandat. Da sind uns wirklich die Hände gebunden.
 Als es aber dann darum ging selbst zu bombardieren in Syrien, nämlich im Osten des Landes, wo der islamische Staat sich ausgebreitet hatte.
 Da waren wir ganz schnell dabei ohne UN-Mandat.
 Für die Syrer stellt sich das also so da, die Europäer finden das in Ordnung, zu bombardieren ohne UN-Mandat, finden es aber doch sehr wichtig, einen UN-Mandat zu haben für den Schutz von Zivilisten.
 Damit haben wir den letzten Funken-Glaubwürdigkeit verspielt, der uns noch geblieben war im Laden Osten.
 Und von dieser Glaubwürdigkeit ist man vorne rein nicht besonders viel da, was westliche Außenpolitik betrifft.
 Und das ist sozusagen die Lage, in der wir uns befinden. Und vor diesem Hintergrund diskutiert der deutsche Bundestag nun also über eine Beteiligung an Vergeltungschlägen, im Falle eines Giftgas-Angriffs, den es noch gar nicht gegeben hat.
 Das ist Zeitverschwendung und das hilft vor allem den Zivilisten und den Menschen in den Etlipp überhaupt nicht.
 Ja, dann ist es aber natürlich so, dass wir in Deutschland ja auch nicht nur quasi strategisch überlegen können oder diplomatisch überlegen können.
 Wir sind ja auch letztlich an die Vorgaben des Grundgesetzes gebunden. Die wissenschaftlichen Dienste des Bundestages haben die völkerrechtliche Lage und auch die verfassungsrechtliche Lage in letzten Tagen ja noch mal analysiert.
 Und die Stellungnahme des wissenschaftlichen Dienstes warnt eben vor einem Militär-Einsatz in Syrien, insbesondere vor Repressionen nach einem möglichen Giftgas-Einsatz, weil sie der A-Fassung sind, dass es vom Grundgesetz nicht gedeckt wäre.
 Und wenn wir das nicht mehr so fern, es eben keine völkerrechtliche Grundlage gibt für einen solchen Militär-Einsatz und da haben sie gerade schon angedeutet, eine solche völkerrechtliche Grundlage könnte eigentlich nur der UN-Sicherheitsratschaffen.
 Wie würden Sie denn dieses Dilemma beurteilen sollte, die Bundesregierung tatsächlich einen Einsatz auch ohne völkerrechtliche Grundlage in der Wägung ziehen?
 Ich bin keine Juristin, sondern Politikwissenschafterin, aber tatsächlich deckt das völkerrecht meines Wissens nach nicht Vergeltung.
 Vergeltungs-Einsätze in anderen Ländern. Also meiner Meinung nach ist die einzige Möglichkeit oder auch, dass der Einzig sinnvolle Ziel sich überhaupt militärisch zu engagieren in einem anderen Land, der Schutz von Zivilisten.
 Also einfach nur irgendwo zu bombardieren, weil uns das nicht passt, was in diesem Land passiert.
 Diesen Freibrived kennt das völkerrecht, glaube ich nicht und den deckt dann auch nicht das Grundgesetz. Insofern halte ich es für Falt dort aus Vergeltungsgründen etwas zu unternehmen militärisch.
 Natürlich kann man sagen, man muss abschrecken, damit Giftgas nicht auch anderen Orts wieder eingesetzt wird.
 Aber warum man nun das völkerrecht nur bei diesem Thema so beschränkt, durchsetzen möchte und man eben doch gleichzeitig ignoriert, wie das völkerrecht in vielen anderen Bereichen in Syrien seit Jahren gebrochen wird.
 Es gibt ja auch hohe Inresolution, die den Einsatz von Fassbomben verbieten. Es gibt in Resolutionen, die den Beschuss von Krankenhäusern verbieten.
 Da gibt es im Übrigen eine Genn-Vokonvention, die zum Treppenwitz der Geschichte verkommen ist tatsächlich, denn was da drinsteht, wird in Syrien seit Jahren mit Füßen getreten.
 Und dann eben sich nur zu beschränken auf Giftgas, das ja auch in diesem Fall jetzt gerade noch gar nicht eingesetzt wurde, auch wenn das in der Vergangenheit schon passiert ist, halte ich also für ein falsches Signal.
 Vor allem weil es den vielen Menschen in Idlib nicht weiter hilft. Wenn man sich militärisch engagieren möchte in Syrien, dann ausschließlich zum Schutz von Zivilisten und das steht nicht zu Debatte.
 Denn das haben die Europäer eigentlich von Anfang an ausgeschlossen, weil sie es eben an ein UN-Mandat geknüpft haben, dass wir niemals sehen werden aufgrund des Vietus von Russland.
 Ja, werfen wir jetzt, die haben das Stichwort Europagen an. Aber werfen wir doch eine Blick noch einmal über den Atlantik?
 Die Regierung von US-Präsident Donald Trump, Trommelt ja zurzeit mögliche militärische Verbündete zusammen für eine Sanktion nach einem möglichen Giftgas-Einsatz.
 Wie würden Sie denn dann diese Schwerpunktsetzung der Vereinigten Staaten bewerten, die ja bislang offenbar auch nicht bereit sind zum Schutz von Zivilisten zum Beispiel eine Fluchverbotszone einzurichten, die aber eben solche Repressionen
 nach einem möglichen Giftgas-Einsatz schon sehr deutliche Munde führen.
 Ich halte das in Falle von US-Präsident Trump für innenpolitisch motiviert in Erster Linie. Das haben wir schon immer prügel sehen.
 Das, was man tatsächlich militärisch gemacht hat, war sehr beschränkt, war eher symbolisch. Man wollte internationaler Zeichen setzen.
 Das andere Macht habe sich eben nicht auch das Giftgas-Bedienen. Aber in Erster Linie möchte ja Präsident Trump klarmachen, dass er eben der Harte geist,
 der jetzt hier mal durchgreift, im Gegensatz zu seinem Vorgänger Berrick Obama, der ja gerade beim Teamer Giftgas eine Rote Linie gezogen hatte und dann als tatsächlich Giftgas.
 Im Großen Ausmaße damals zur Anwendung kamen im August 2013 genau diese Rote Linie nicht durchgesetzt hat.
 Damals, wie er erinnern uns, hat Russland die Situation sehr elegant und sehr aus seiner Sicht natürlich effektiv diplomatisch gelöst,
 indem man das Assad-Regime dazu gebracht hat und gezwungen hat, seine sämtlichen Giftgasbestände anzugeben und abzugeben und von nichten zu lassen durch die Organisation für das Verbot von chemischen Waffen.
 OPCW, diese Waffen sind nie ganz gemeldet und auch nicht komplett vernichtet worden. Das sehen wir eben auch, weil seitdem auch Sarin, also ein echtes Giftgas, nochmal zur Anwendung kamen, nicht nur das Klorgas.
 Klorgas gilt ja erstmal nicht als Chemie-Waffe, sondern nur wenn sie in kriegerischer Absicht eingesetzt wird. Also Präsident Trump hat vor allem in politische Erwägungen, er muss ja auch von diversen in politischen Problemen ablenken und deswegen gerät er sich da eben gerne als jemand, der da als starker man auftritt und ganz klar vermeintlich ein Assad in die Grenzen weist, was aber faktisch gar nicht funktioniert.
 Nur ganz kurz eine Nachfrage, wenn ich sie richtig verstehe, halten sie also aus der humanitären Perspektive eine Droge mit Sanktionen nach einem Giftgas-Einsatz für wenig hilfreich.
 Würdest du jetzt gehen zu sagen, dass es Assad einfach egal ist, ob solche Sanktionen oder solche Militärschläge tatsächlich drohen?
 Präsident Assad ist tatsächlich ziemlich egal, was der Westen in Syrien unter Nymphwäller ja seit Jahren sieht, dass er ungestraft davon kommt mit Verbrechen gegen die Menschlichkeit, mit Kriegsverbrechen, ins Besondere mit der systematischen Folter und Massen von Nichtung von Zivilisten in den Haftzentren des Regimes.
 Das ist das, was die UN-Untersorgungskommission formuliert hat. Das ist also nicht meine Formulierung, das sind also Dinge, die den Westen nicht wirklich interessiert haben, beziehungsweise die ihnen nicht dazu gebracht haben, was dagegen zu unternehmen und insofern fühlt Präsident Assad sich in einer Position der Stärke, er gewinnt diesen Krieg.
 Er hat alles, was er dafür braucht, nämlich eine Welt macht hinter sich Russland und eine sehr mächtige Regionalmacht Iran, die beide ihn an der Macht halten.
 Er ist in gewisser Weise auch ein Gefangener dieser beiden Verbündeten und deswegen ist es sehr unerheblich aus Assatzsicht, ob da jetzt der Westen droht oder nicht. Im Grunde macht sich der Westen da gerade nur noch unglaubwürdiger damit zu sagen, also sollte Giftgas eingesetzt werden.
 Könnten wir das tun, weil natürlich die Verschwörungstheorien im Internet kursieren von russischer Seite und auch von syrischer Seite die ganz klar sagen, seht ihr, die Rebellen werden jetzt wieder Giftgas einsetzen, damit der Westen dann ein Grund hat, Nürn anzugreifen.
 Faktisch hat sich die ganze Welt damit abgefunden, dass Präsident Assad bis auf weiteres an der Macht bleibt.
 Und daran wird eben auch ein siebolischer Einsatz, ein symbolischer Militärschlag, wie wir ihn bisher schon gesehen haben, zweimal nach solchen Giftgas einsetzen.
 Daran wird ein solcher Schlag nichts ändern.
 Jetzt heißt ja ihr Buch "Lösung eines Weltkonflikts". Was ist denn die Lösung davon? Wie kommt man da raus?
 Nun bis auf weiteres wird das Assad-Regime an der Macht bleiben. Damit müssen wir uns abfinden. Also Assad hat den Krieg militärisch gewonnen mit der Unterstützung Iranes und Russlands.
 Das bedeutet aber für Syrien eben kein Frieden, sondern das ist so eine Form von gabes Ruhe, Friedhofstille. Denn das Regime herrscht eben weiter vor allem mit Angst.
 Also das ist ein Geheimdienststaat, ein Willkürstaat. Die Menschen unterwerfen sich und können dann eben den Kopf einziehen und einfach darauf hoffen, dass sie nicht verhaftet werden.
 Aus irgendwelchen Gründen, irgendwelchen Dinge, die sie in den letzten Jahren gesagt oder getan haben. Das ist nicht Frieden und das ist noch nicht mal Stabilität.
 Und das interessiert uns in Europa natürlich insofern, dass wir ja eigentlich uns nicht sehnlicher wünschen, als diese ganzen Geflüchteten-Syrer zurückzuschicken.
 Also das einzige wirkliche Interesse Europas in diesem Konflikt zum jetzigen Zeitpunkt ist dir die Rückkehr von Geflüchteten, auch angesichts der Debatten, die wir in Europa darüber führen.
 Aber der Großteil dieser Syrer ist vor den Bomben als Hats geflogen und stammt ausgebieten, die vorübergehend mal oppositionell kontrolliert waren und stehen deswegen unter Generalverdacht und können deswegen nicht zurückkühren, weil es einfach gefährlich wäre, weil sie Gefahr laufen, verhafte zu werden, gefolter zu werden, einfach zu verschwinden.
 Darüber hinaus gibt es ja auch das Bestrebendes Regimes, Menschen zu enteignen, es gibt verschiedene Decrete, die das ermöglichen, also genau jene Gebiete, die jetzt neu gebaut oder wieder aufgebaut werden sollen, dort also die rechtmäßigen Eigentümer zu übergehen, weil diese eben ihren Eigentum nicht nachweisen können.
 Also insofern wird eine Rückkehr dieser Menschen verunmöglicht. Das Assad Regime selbst hat auch gar kein Interesse an einer Rückkehr dieser Menschen, weil ja Präsident Assad das Land politisch gesäubert hat.
 Das heißt, er möchte eigentlich eine geringere Zahl von Syrer nur haben, die eben loyal ist zu ihm und nicht die 22 Millionen von vor dem Krieg, von dem eben ein Teil sich gegen ihn erhoben hat.
 Also seinen großes Ziel, das hat er ja selber gesagt vor einem Jahr etwa, der gesagt eine gesündere und homogenere Gesellschaft sprich eben eine Regiemtreugesellschaft.
 Und deswegen hat Europa schon eine Interesse an einem anderen Syrien, das sich aber kurzfristig nicht abzeichnet und deswegen müssen wir eigentlich langfristig denken in Syrien.
 Wir müssen diejenigen Kräfte weiter unterstützen, die für was anderes sich da mal eingesetzt haben, von den vielen Europa leben im Übrigen.
 Also diese Aktivisten der ersten Stunde oder einfach Leute, die entdeckt haben, dass sie wie Gesellschaft durchaus möglich ist, die ist erwacht in Syrien nach Jahrzehnten der Diktatur.
 Das ist eigentlich das Einzig positive, was einem zu diesem Krieg zum Erziehungszeitpunkt einfällt.
 Und wir müssen den Syrien dabei helfen, ihren gesellschaftlichen Hass, ihre Spaltung, ihre Zurückung zu überwinden.
 Auch das können wir tun, indem wir ihnen hier Werte vom Mitteln in Europa, die ihnen dabei später helfen könnten.
 Und was Deutschland insbesondere tun könnte, wäre sich an der juristischen Aufarbeitung der Kriegsverbrechen zu beteiligen, die dort stattgefunden haben, denn Deutschland erkennt ja das Weltrechtsprinzip an.
 Das Weltrechtsprinzip besagt, dass man Gewaltverbrechen, also Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Völkermord und Kriegsverbrechen, die in einem anderen Land passiert sind, von Syrien an Syrien in dem Fall, die also gar nichts mit Deutschland zu tun haben, trotzdem vor deutschen Gerichten verhandeln kann.
 Weil das eben so schrecklich ist, dass es doch alle angeht. Und nach diesem Weltrechtsprinzip können eben Syrien anzeigen Stellen in Deutschland.
 Das ist passiert, die Bundesanwaltschaft in Karlsruhe ist mit ihrem Völkerstraffrecht, das Referata aktiv und braucht dringend mehr Personal und mehr Geld.
 Die Bundesregierung sollte also statt sich militärisch da irgendwo zu engagieren lieber mehr Geld nach Karlsruhe schicken, damit internationale Haftbefehle.
 Erfolgen gegen Hochangegevertreter dieses Regimes.
 Das ist schon gestehen, der Chef des Luftwaffengeheimdienstes, Jamil Hassan, wird mit internationalem Haftbefehl gesucht, ein enger vertrauter Assatz.
 Und das ist in drei Facher hinsichtlich wichtig, nämlich erstens als Signal an die Opfer in Syrien, dass ihr Leid nicht vergessen ist, dass man dabei ist, Beweise zusammen und auszuwerten.
 Und zweitens als Signal an die Täter in Syrien, dass sie irgendwann dafür zur Verantwortung gezogen werden.
 Und drittens als Signal natürlich an all jene europäischen Regierungen, die jetzt tatsächlich darüber nachdenken, mit diesen Regime zusammenzuarbeiten und diplomatische Kontakte oder geheimdienstliche Kontakte wieder aufzunehmen.
 Weil man eben ein Regime aus Kriegsverbrecher in die international gesucht werden, nicht tatsächlich mit diesem Regime seine Beziehungen normalisieren sollte.
 Also diese drei Fache Signalwirkungen wäre sehr wichtig und das ist eine Rolle, die insbesondere Deutschland da spielen könnte.
 Mit anderen Worten, wir werden mittelfristig mit dem Regime in Syrien leben können, aber es gibt doch eine Menge, was man tun kann.
 Und unsere Interviewpartnerin Christin Helberg findet eine ganze Menge vor allem Dinge, die man tun kann, die wesentlich sinnvoller sind als militärische Interventionen.
 Vielen Dank für dieses Gespräch an Christin Helberg. Vielen Dank, dass Sie bei uns zu Gastfahnen der Lage der Nationen.
 Sehr gerne. Vielen Dank an Sie.
 Wunderbar, wer kommt zum nächsten Thema? Da richten wir den Blick nach Ungarn. Da gab es ja an diesem Mittwoch eine durchaus historische und bemerkenswerte Abstimmung im EU-Pallement.
 Das EU-Pallement fordert nämlich ein Rechtsstaatverfahren gegen die ungarische Regierung gegen Ungarn. Es war eine Zweitrittelmärheit erforderlich.
 Da war lange die Frage, ob die erreicht wird, weil eben in der Unionsfraktion auch die Ungarn sitzen. Und da lange Frage war, ob die Unionsfraktion quasi die Christdemokraten sich wirklich gegen Ungarn stellen werden.
 Sie haben es getan. 448 Stimmen gab es für diese Resolution 197 dagegen, 48 Enthaltungen. Und nun ist also der europäische Rat, das Krimion der Staats- und Regierungschefs, also aufgefordert ein Straffverfahren gegen Ungarn nach Artikel 7 zu diskutieren.
 Und zum ersten Mal in der Geschichte des europäischen Parlaments gab es also eine Abstimmung und die Forderung nach Sanktionen gegen ein Mitgliedsland. Und es hat jetzt natürlich besonders interessiert, was sind denn nun genau konkret die Vorwürfe, die Ungarn gemacht werden?
 Darüber, wenn wir jetzt reden, mit Lea, ganz herzlich willkommen, Lea. Burgerding, du hast dich ein bisschen darum gekümmert. Fangen wir doch mal an. Wie kam es denn überhaupt zu diesem Vorfall?
 Ja, das ist ja schon angesprochen, damit doch gab es eine Abstimmung im EU-Parlament und diese Abstimmung basierte auf einem Bericht der zur Lage in Ungarn, zur politischen Lage in Ungarn, der von der grünen Abgeordneten Judith Sagentini aus den Niederlanden erstellt wurde, beziehungsweise von ihrem Team und vom EU-Parlamenten-Auftrag gegeben wurde.
 Und die Kernos sage dieses Berichts, der dann auch im EU-Parlament debattiert wurde, über den Abgestimmten Forder war eben, dass der Rechtsstaat und die Demokratie in Ungarn in Gefahr sind.
 Dabei hat Sagentini und ihr Team haben schwerwiegende Vorwürfe gegen die ungarische Regierung erhoben, dazu gehörten unter anderem, dass die Regierung die Justiz, die Unabhängigkeit der Justiz in Ungarn gefährdet, seit Jahren einigen Mitglieder der Regierung, die Ungarn unterschlagen.
 Die unabhängigen Medien in ungang systematisch ausgeschaltet werden und dass es eben dadurch zur erheblichen Einschränkung von Freiheitsrechten in Ungarn kommt.
 Und das fahrt sie dieses Berichts, über den an debattiert wurde, dass Ungarn die EU-Grundwerte nach Artikel 2 verletzt.
 Ja, das klingt jetzt erstmal ja relativ dramatisch. Wir würden da aber endlich gesagt, gerne noch ein bisschen genauer hinkucken leer und du hast das vornigerweise mal für uns recherchiert.
 Was hat es denn jetzt mit diesen Vorwürfen aus dem Bericht eigentlich genau auf sich? Ist da was dran oder will da einfach jemand den Ungarn oder insbesondere den Regierungschef Viktor Orbán irgend eins auswischen?
 An dem Bericht ist auf jeden Fall was dran. Man muss da ein bisschen in die Geschichte der letzten Jahren Ungarn zurückblicken. Ungarn wird seit 2010 von der rechtpopulittistischen Fidespartei und dem Ministerpräsidenten Viktor Orbán regiert.
 Die Partei wurde auch in diesem Jahr mit einer Mehrheit wiedergewählt, mal April 2018 und steht aber letztendlich seit der Macht übernahm jetzt 2010 immer wieder unter der Kritik von Seiten der EU oder anderen europäischen Staaten.
 Das liegt vor allem daran, dass Orbán seine Regierung, die Vision einer e-liberalen Demokratie, sie selber nennen, verfolgen.
 Ursprünglich war damit gemeint, dass der Staat sich stärker in die Marktwirtschaft einmischen soll und im Markt liberalen Tendenzen gegenwerfen soll.
 Aber was eigentlich in den letzten Jahren deutlich geworden ist, dass eben die ungarische Regierung vor allem um die unangeschränkte Herrschaft der Mehrheit geht, auch wenn diese gewählt ist,
 sie nennen das den vorrangigen christlichen Kultur und dazu gehören auch Ablehnung von Einwanderung und die Ablehnung von Brüssel bzw. der EU.
 Und seitdem ist ungang eigentlich immer weiter zum Beispiel im Freedom House Index, dem Demokratie index abgerutscht und das wird von Seiten der EU eben jetzt problematisiert.
 Aber was heißt denn das genau? Ich meine, nun man hört das immer so e-liberal Demokratie und die Grundwerte sind in die Gefahr etc. etc.
 Kannst du mal so ein paar konkrete Beispiele nennen? Was das heißt konkret in Ungarn?
 Also in dem Bericht von Sagentinien wurden jetzt verschiedene Beispiele aufgeführt.
 Zum Beispiel, das werden ja gerade, hatte schon erwähnt die Einschränkung der Freit Medienlandschaft.
 In diesem Jahr wurde der unabhängige Fernsehsender in Ungarn von einem von Orbits Freunden zum Beispiel aufgekauft und hat sich jetzt seitdem zum Sprachwoord der ungarischen Regierung entwickelt.
 Dafür wird das für Oppositionsparteien in Ungarn immer schwieriger eigene Werbung zu schalten.
 Die Bürger können sich schwer informieren und damit wird natürlich auch die Möglichkeit wirklich frei und demokratische Wahlen durchzuführen eingeschränkt.
 Was auch mal wieder in den Medien aufgeführt wird, ist, dass das Rentenalter 2010 für Richter runtergesetzt wurde.
 Das haben wir ja auch schon in Polen jetzt beobachtet, um eben ziel dabei ist es, das Verfassungsgericht neu zu besetzen und mit Orban-Nahen-Richtern zu besetzen.
 Und obwohl dieses Gesetz soweit ich weiß, wie der aufgehoben wurde, wurden die Richter nicht wieder zurück in ihre Positionen gebracht, sondern nur finanziell und schädigt.
 Und das schränkt eben die juristische Unabhängigkeit ein.
 Das heißt also, wenn man das mal so ein bisschen zusammenfasst, formal bleiben die Institutionen einer klassischen freiheitlichen Demokratie erhalten.
 Also es gibt also weiterhin demokratische Wahlen. Die Leute werden regelmäßig zur Stimmenabgaben aufgefordert.
 Es gibt auch weiterhin Gerichte. Das Problem ist bloß, dass an allen entscheidenden Stellen in der Presse oder eben in der Justiz Orban-Nahe Leute sitzen.
 Das heißt also formal hat man die Institutionen und die Prozeduren einer liberalen Demokratie, einer freiheitlichen Demokratie in der Praxis.
 Aber gibt Orban mit seiner Partei alleine vor, wo der haben wir hängt?
 Ja, ich habe ja auch noch gelesen, das ist zum Beispiel eine Frage jetzt.
 Also, meinschöo.
 Ja, ich glaube so kann man zu vielenfalls zusammenfassen. Also wie genau, wie du sagst, das System wird eben von Orban und seiner Partei dominiert.
 Und dadurch bleibt eben auch immer weniger Raum für Regierungskritiker und Oppositionsparteien.
 Ich habe auch noch gelesen, das ist strafbar sein soll, Flüchtlingen zu helfen. Hast du, ist die Darube was im Bericht?
 Ja, das ist auch ein Teil des Berichts.
 So weit ich weiß sollen nicht Regierungsparteien jetzt straflich rechtlich verfolgt werden können, wenn sie geflüchtet und unterstützen.
 Also Ungern ist generell bekannt für eine sehr migrationsfeindliche Politik und dieses Feindbild, der wie Orban ist, nennt Islamischen Massen Migration wird auch immer weiter aufgebaut.
 Und so weit ich weiß, wirkt sich das jetzt eben auch ganz klar auf menschenrechtliche Organisationen aus.
 War denn diese Einschätzung das Berichts jetzt neu irgendwie überraschend?
 Das kann man doch nicht sagen. Die viele Organisationen wie zum Beispiel die Vereinten Nationen, Organisation für Sicherheit und zusammen bei den Europa auch der Europarad machen seit Jahren immer wieder auf Ungarn, die Situationen und Ungern aufmerksam und haben auch schon immer wieder erlarn geschlagen.
 Worum es sich jetzt hier eigentlich handelt, ist so eine systematische Zusammenfassung, all diese offiziellen Befunde, die eben vom Europa-Parlament so in Auftrag gegeben wurde.
 Und zum ersten Mal mussten sich eben auch die Parlamentsabgeordneten ganz klar positionieren, soll das Rechtsstaatverfahren eingeleitet werden ja oder nein.
 Und wie sieht denn jetzt eigentlich die Perspektive aus?
 Also du sagst das ja schon, dass es sich letztlich nur um eine Resolution handelt, dass die U-Parlaments ist, ist es direkt jetzt noch nicht die Einleitung eines solchen Verfahrens.
 Was sind denn jetzt die nächsten juristischen Schritte, die jetzt erfolgen müssen?
 Also ganz praktisch muss jetzt dieses Thema vom europäischen Rad diskutiert werden, als muss auf die Tagesordnung gesetzt werden.
 Und im Extremfall, wenn dieses Verfahren sozusagen erfolgreich ist, dann können Ungarn die Stimmrechte der Vertreter der Regierung im Rad entzogen werden.
 Und das würde einer de facto Ende der aktiven EU-Mitgliedschaft gleichkommen.
 Das gilt allerdings als relativ unwahrscheinlich, weil die Staaten im Europarat einstimmig über diese schwerwiegenden Verletzung der Grundwerte entscheiden müssen.
 Also ohne Ungarn hoffentlich, sonst macht es ja gewahrbar.
 Also alle anderen Staaten müssen das einstimmig entscheiden, das ist aber auch problematisch, weil ja Polen auch immer wieder in der Kritik steht, im Rechtsstaatlichkeit zu verletzen.
 Und Ungarn und Polen haben sich sozusagen gegensattig zugesprochen, dass sie sich bei dieser Frage unterstützen und veto einlegen werden.
 Deshalb gilt diese erfolgreiche Verfahren als relativ unwahrscheinlich, trotzdem wurde natürlich von Seiten der EU einzeichen gesetzt.
 Das ist so nicht weiter geht.
 Aber wie sind jetzt eigentlich so das Narrativ?
 Also zunächst mal ganz konkret, wie reagiert Orban auf diese Entscheidung des EU-Parlaments, aber auch etwas allgemeiner, wie argumentiert, eigentlich Orban?
 Also wie kriegt denn eigentlich sein Volk so auf Linie, das ist Ihnen ja gut klar.
 Wir haben schon über die Einschränkung der Pressefreiheit gesprochen.
 Aber wie kriegt der sein Volk so weit auf Linie, dass sie Ihnen bislang doch vergleichsweise will ich unterstützen, jedenfalls mit einer relativ breiten Mehrheit?
 Also zu der Reaktion von Orban im Parlament, der hat auch am Dienstag oder Mittwoch hat eine Rede gehalten im Parlament, in der eigentlich deutlich geworden ist, dass er nicht auf die Kritik eingehen will, beziehungsweise keine zugeständen ist,
 die jetzt klar erkennen lassen, dass die Rechtsstaatlichkeit weiter bewahrt oder geschützt wird. Er hat stattdessen erklärt, dass der Bericht einen Angriff auf ungerns Ehre darstellt und nutzt eben diese Narrative des europäischen Feindes oder der Feindes aus Brüssel auch impolitisch, um über verschiedene, wahrscheinlich impolitische Probleme auch in Weg zu täuschen.
 Also einen Feind von außen, das kennen wir auch schon von anderen recht populistischen und erlistischen Parteien aus Deutschland ist eigentlich immer hilfreich.
 Okay, also und wie es jetzt weitergeht, das hast du ja im Prinzip schon so ein bisschen angedeut, denn der Rat muss sich jetzt damit befassen, muss am Ende abstimmen, Polen wird wahrscheinlich nicht zustimmen, einer Bestrafung schon gar nicht, so weit gehen bis zum Entzug des Stimmenrechts.
 Was heißt das am Ende? Verläuft das so im Sand und die EU hatten oder das Parlament hat zumindest einen Zeichengesetz? Wie siehst du das?
 Also die Wahrscheinlichkeit, so wie ich das verstand habe, dass das im Sand verläuft, das relativ groß, eben weil das Veto von Polen eingelegt werden kann. Also das ist wirklich zu diesem Stimmenentzug kommt,
 wie gesagt, unwahrscheinlich, aber man kennt ja schon an dieser großen Debatte, das ist doch jetzt so weit ist, dass die EU sich eben auch positioniert, dass EU-Parlament sich einen stark Zeichen gegen EU-Länder setzt, die eben diese
 liberalen und demokratischen Tendenzen verfolgen und davon muss man ja auch klar sagen, dass es nicht nur ungeahnt, sondern da sind auch andere Länder mitbeteiligt, wie zum Beispiel Polen, wir sehen diese Tendenzen in Italien, also da vielleicht von Seiten des EU-Parlaments ein Zeichen zu setzen ist trotzdem wichtig, auch wenn es nicht zu dem Stimmen zu kommen wird.
 Und damit eben auch deutlich zu machen, wofür die EU eigentlich steht, es ist eben nicht nur ein raumendes freien Handel, sondern es ist auch ein Raum gemeinsam erwerte, denn sonst macht ja zum Beispiel auch die Anerkennung von
 der Entscheidung, wenn man nicht international innerhalb Europas da auch diese selben Maßstäbe vertritt. Ganz herzlichen Dank an Leah Burgerding, vielen Dank für deine Recherche und vielen Dank, dass du uns hier in der Lage der Nationen Auskunft gegeben hast über das Gleichstaatsverfahren gegen Ungarn. Vielen Dank.
 Ich würde sagen, damit ist die Lage für diese Woche abschließend ausführlich beurteilt auf. Genau, würde ich auch sagen, wir haben nur noch ein Programminweis quasi am 21. September sind wir ja, wie gesagt, noch mal mit einer
 spredativ spontanen Lage live, zu Gast auf der Konferenz von Netspolitik.org. Ihr braucht keine speziellen Lage-Tickets, ihr könnt euch einfach ein Konferenz-Ticket für einen Netspolitikkonferenz klicken und uns zu sehen im Rotensalong in der Volksbühne in Berlin unter Netspolitik.org findet ihr diese Tickets. In diesem Sinne würde ich sagen, euch ein schönes Wochenende, einen guten Start in die neue Woche bleibt uns gewogen, schenkt uns Sternchen auf iTunes und ich hoffe bis bald. Genau. Bis nächste Woche, Winkewinke und Tschüss, Tschüss.
 *schreit*
